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rismus besteht ja gerade darin, jene schon von Marx, En
gels und Lenin als Betrug am Volk und Verschleierung des 
tatsächlichen Klassencharakters des bürgerlichen Staates 
entlarvte Fiktion vom Vorhandensein demokratischer Ver
hältnisse, von einer „bejahenswerten freiheitlich-demokra
tischen Ordnung“ im Interesse des Fortbestehens der kapi
talistischen Macht- und Ausbeutungsverhältnisse aufrecht
zuerhalten. Eine sich außerhalb der etablierten Institutio
nen und Mechanismen des bürgerlichen Parlamentarismus 
entwickelnde Friedensbewegung, das häufiger werdende 
Aufbrechen von Unzufriedenheit in partiellen Protest
aktionen und eine überall konstatierte Staatsverdrossen
heit passen nun aber gar nicht zur erforderlichen Gefolgs- 
treue bei der Durchsetzung der friedensbedrohenden 
NATO-Hochrüstungs- und Konfrontationspolitik. Zweifel 
an den Wertmaßstäben der bestehenden Ordnung und an 
der Lauterkeit ihrer Repräsentanten oder gar wachsender 
Widerstand der Untertanen gegen die Abwälzung der 
Krisen- und Rüstungslasten auf ihre Schultern gefährden 
den Monopolismus der Macht und damit den Profit.

Deshalb ist es für die heutige politische Landschaft in 
den imperialistischen Staaten charakteristisch, daß einer
seits immer Neues zerr Gesundbetung des siechen bürger
lich-parlamentarischen Systems ersonnen und verkündet 
wird. Mit Forderungen z. B. nach mehr „Bürgernähe“ der 
Verwaltung, nach Reformen der Geschäftsordnungen, nach 
„besserer Pflichterfüllung“ der Abgeordneten, nach mehr 
„Gesprächsfähigkeit“ der Vertretungskörperschaften und 
nach “Zurückschneidung des überdehnten Obrigkeitsstaa
tes“ wird vor allem eine Anpassung der bürgerlichen Par
lamente an die Wirklichkeit der heutigen kapitalistischen 
Welt angestrebt. Andererseits jedoch werden Forderungen 
nach noch stärkerem Einsatz der Repressivorgane der 
Staatsgewalt, nach einem autoritären und starken Staat 
immer lauter. Die Verfechter soldier Forderungen erblik- 
ken in einer weiteren Perfektionierung des staatsmonopo
listischen Herrschaftssystems zuverlässigere Voraussetzun
gen, um eventuellen Widerständen der Werktätigen wirk
samer begegnen zu können, als das unter den Bedingungen 
des gegenwärtigen parlamentarischen Systems möglich er
scheint. Deshalb ist es kein Zufall, daß seit einiger Zeit 
auch verstärkt ausgesprochen reaktionär-konservative 
Staatstheorien in großer Vielfalt propagiert werden — Ge
dankengut, das ideologisch wegbereitend für die geforder
ten noch mehr repressiv-reaktionären Herrschaftsmetho
den wirkt.9

Beide Tendenzen — die der angepaßten Verbesserung 
des bürgerlichen Parlamentarismus wie auch die einer wei
teren Demontage der spärlichen bürgerlich-demokratischen 
Rechte der Werktätigen — wiederspiegeln die historische 
Defensivposition des Imperialismus. Die bürgerliche Demo
kratie bietet seit ihrer Existenz als politische Organisa
tionsform der Herrschaft der Bourgeoisie „nur soviel 
.Rechte“ und .Freiheiten“, wie die gegebenen ökonomischen 
und politischen Machtverhältnisse des Imperialismus es 
zulassen oder wie sie die Arbeiterklasse im organisierten 
Kampf erringt“.10

Deutlicher denn je tritt heutzutage der Widerspruch zwi
schen der Herrschaft der Monopole und der bürgerlichen 
Demokratie zutage. Erneut wird Lenins Erkenntnis be
kräftigt, daß der Drang nach Negation der Demokratie, 
nach Reaktion auf der ganzen Linie eine politische Grund
eigenschaft des Imperialismus war, ist und bleibt.1 11
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Britische Gewerkschaften: 
geduckt und gebrochen?

„Sind die britischen Gewerkschaften gebrochen“? fragte sich 
das großbürgerliche britische Wirtschaftsmagazin „The Eco
nomist" am 14. Juli 1982. Und mit offensichtlichem Bedauern 
stellte es fest: „Die britischen Gewerkschaften sind geduckt, 
aber nicht gebrochen.“ Nur wenig später zeigte eine Episode 
aus dem Klassenkampf in Großbritannien, daß die britischen 
Gewerkschaften auch nicht so geduckt sind, wie „The Econom
ist" das gern hätte.

Am 10. August 1982 streikten die der britischen Elektriker- 
Gewerkschaft EETPU angehörenden Elektriker in den Druck
häusern der Fleet Street-Presse und verhinderten damit an 
diesem Tage das Erscheinen der bürgerlichen Zeitungen. Der 
Ausstand der Elektriker war eine Solidaritätsmaßnahme mit 
den schon seit Wochen um höhere Löhne streikenden Mitar
beitern des britischen Gesundheitswesens: die Gewerkschafter 
hatten von den Verlegern der bürgerlichen Zeitungen die Ver
öffentlichung einer Deklaration der Krankenschwestern-Ge- 
werkschaft NUPE verlangt, nachdem in diesen Blättern wo
chenlang die Darstellungen der Regierung veröffentlicht 
worden waren. Als sich die Verleger weigerten, streikten die 
Elektriker, einem Solidaritätsaufruf des britischen Gewerk- 
schafls-Dachverbandes TUC folgend.

Nach dem von der Thatcher-Regierung im Sommer 1980 
durchgesetzten Employment Act* sind Solidaritätsmaßnahmen 
(wie Streiks und Streikpostenstehen)* für andere Gewerkschaf
ten verboten. Gewerkschaftsfunktionäre, die solche Aktionen 
organisieren, können gerichtlich belangt und zur Unterlassung, 
zu Geld- oder Haftstrafe sowie zur Leistung von Schadenersatz 
verurteilt werden.

Der zuständige Richter, Mr. Justice Leonard, erließ denn 
auch gleich nach Bekanntwerden der Streikabsicht der EETPU 
ein Streikverbot (strike ban) und lud den Sekretär der Zei
tungsabteilung der EETPU, Sean Geraghty, für den 13. August 
1982 gerichtlich vor. Die Vorladung wurde Geraghty erst am
11. August, also am Tag nach dem Streik, zugestellt.

Unmittelbar nachdem die gerichtliche Vorladung bekannt 
geworden war, solidarisierten sich zahlreiche TUC-Gewerk- 
schaften mit Sean Geraghty. Tausende Sympathisanten beglei
teten den Gewerkschaftsfunktionär am 13. August auf seinem 
Weg zum Gericht.

Richter tfeonard verurteilte Sean Geraghty zu einer Geld
strafe von 350 Pfund Sterling sowie zur Zahlung der Verfah
renskosten (schätzungsweise 7 000 Pfund Sterling), weil er die 
Mitglieder seiner Gewerkschaft nicht vom Streik abgehalten 
und damit das gerichtliche Streikverbot, von dem er ja nach
weislich erst mit der Ladung am 11. August Kenntnis erlangt 
hatte, nicht befolgt hatte.

Sean Geraghty weigerte sich, überhaupt etwas zu zahlen. 
Nach einem Monat wurden Geldstrafe und Verfahrenskosten 
von einem Unbekannten beglichen. Der „Morning Star“, die 
Zeitung der Kommunistischen Partei Großbritanniens, und die 
großbürgerliche „Times“ vermuteten — ausnahmsweise über
einstimmend —, daß ein Zeitungsunternehmer den Betrag ein
gezahlt habe, um einen Sympathiestreik in der Fleet Street 
zu verhindern, den die Gewerkschaften als Antwort auf eine 
Inhaftierung des Gewerkschaftsfunktionärs Geraghty wegen 
Nichtzahlung der Geldstrafe angekündigt hatten.

Der Vorgang läßt zwei Schlüsse zu:
1. Während der konservative Arbeitsminister Tebbit auf 

eine weitere Verschärfung des Arbeitsrechts Kurs nimmt, ha
ben selbst Vertreter der Bourgeoisie angesichts des realen 
Kräfteverhältnisses im Lande offenbar Angst vor der konse
quenten Anwendung des geltenden Arbeitsrechts.

2. Welche Rolle das bürgerliche Recht im Klassenkampf zu 
spielen vermag, hängt wesentlich vom (außerrechtlichen) 
Kräfteverhältnis zwischen Arbeiterklasse und Bourgeoisie ab.

Am 22. September 1982 erschienen in Großbritannien wie
derum keine überregionalen bürgerlichen Zeitungen. Die Zei
tungsarbeiter beteiligten sich mit Hunderttausenden Gewerk
schaftern am Aktionstag der TUC zur Unterstützung der 
Mitarbeiter des staatlichen Gesundheitswesens.

Die britischen Gewerkschaften: nicht geduckt und nicht ge
brochen ! A. Do.
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